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Textliche Festsetzungen  

Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtliche Festsetzungen und örtliche 
Bauvorschriften. 

 
Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) vom 08. Dezember 1986 (BGBl. I. S. 2253) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.12.2023 (BGBl. I S. 394) m. W. v. 01.01.2024, in der derzeit aktuellen Fassung 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. 
I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m. W. v. 07.07.2023, in der 
derzeit aktuellen Fassung 
 
§ 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 
358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.03.2025 (GBl. S. 25) m. W. v. 28.06.2025, in der 
derzeit aktuellen Fassung, 

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 27.06.2023 (GBl. S. 229) m. W. v. 01.07.2023, in der derzeit aktuellen 
Fassung 
 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert, in der derzeit aktuellen Fassung 
 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1.0 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO 
Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen (§ 4 Abs. 1 BauNVO). 
 
Zulässig sind gem. § 4 Abs. 2 BauNVO 
- Wohngebäude 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

nicht störende Handwerksbetriebe 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

 
Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs. 6 BauNVO 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
- Anlagen für Verwaltungen 
- Gartenbaubetriebe 
- Tankstellen 
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2.0 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 – 21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die Grundflächenzahl (GRZ) sowie durch die Zahl der 
Vollgeschosse festgesetzt. 

 
2.1 Grundflächenzahl GRZ 

 
Die Festsetzungen zur Grundflächenzahl sind der Nutzungsschablone in der Planzeichnung zu 
entnehmen. 

 
2.2 Zahl der Vollgeschosse 

 
Die zulässige Zahl der Vollgeschosse ist der Nutzungsschablone in der Planzeichnung zu 
entnehmen. 

 
 
3.0 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 und 23 BauNVO) 
 
Die Bauweise und die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind durch Planeintrag 
festgesetzt.  

 
WA 1 - Abweichende Bauweise – Hauptgebäude (Einzel- und Doppelhäuser) können innerhalb 
der Grundstücke unmittelbar an die Grundstücksgrenze gebaut werden, müssen es jedoch 
nicht. Die Vorgaben des baulichen Brandschutzes sind zwingend zu beachten.  
 
WA 2 - offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
  
Auskragende oder vorgestellte Gebäudeteile, z.B. Balkone oder Erker, sind an den 
straßenseitigen Fassaden nur zulässig, wenn sie vollständig innerhalb der Baubereiche liegen. 

 
 
4.0 Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 23 

Abs. 5 BauNVO) 
  

Garagen, Carports und Stellplätze sind innerhalb und außerhalb der Baubereiche bis maximal 
zur hinteren Baugrenze zulässig. Grenzt das Grundstück an zwei Straßen, ist die hintere 
Baugrenze diejenige, die parallel zur Straße liegt, von der aus die Zufahrt aufs Grundstück 
erfolgt. 
 
Garagen müssen mit ihrer Einfahrtsseite einen Mindestabstand von 5,0 m zur Straße einhalten. 
In diesem von Bebauung freizuhaltenden Bereich sind nur Stellplätze zulässig. 
 
Nebenanlagen sind im Rahmen der Regelungen der BauNVO und LBO zulässig. 

 
 
5.0  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen im Wohngebäude (§ 9 Abs.1 Nr. 6 BauGB)  

 
Die zulässige Anzahl der Wohnungen ist durch Planeintrag festgesetzt. 

 
 
6.0  Verkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

 
In den zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung – Privat festgesetzt. 
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7.0  Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB und § 14 Abs. 2 BauNVO) 

 
Versorgungsanlagen sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. 
 

 
8.0  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
8.1 Außenbeleuchtung 
 

Die Außenbeleuchtung muss zum Schutz nachtaktiver Tiere im geringstmöglichen Umfang 
erfolgen. Dabei sind insektenfreundliche Leuchtmittel (LED bzw. Stand der Technik) mit einer 
warmen Farbtemperatur (max. 3.000 K) zu wählen.  
Die Ausrichtung der Leuchtmittel ist auf die zu beleuchtende Fläche nach unten ausstrahlend 
zu fokussieren. Zudem ist auf insektendichte Gehäuse und eine maximale 
Gehäuseoberflächentemperatur von 60°C zu achten. 

 
8.2 Artenschutz Vögel, Fledermäuse und Eidechsen 
 

Bei geplanten baulichen Veränderungen an Gebäuden muss zunächst das Vorkommen von 
Fledermäusen im Rahmen einer Untersuchung einzelfallbezogen überprüft werden, um das 
Töten von Individuen im Zusammenhang mit der Zerstörung der Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu vermeiden. 
Ebenfalls muss bei geplanten baulichen Veränderungen an Gebäuden das Vorkommen von 
europäischen Vogelarten beachtet und wegfallende Fortpflanzungsstätten planungsrelevanter 
Vogelarten ersetzt werden. 
 
Bei Erweiterung der Wohnfläche und somit Eingriffen in die Gärten sind – unabhängig vom 
notwendigen bauordnungsrechtlichen Verfahren - weitere Untersuchungen für eine 
artenschutzrechtliche Beurteilung vorzusehen. 
Der Umfang der bei den Einzelvorhaben ggf. notwendig werdenden artenschutzrechtlichen 
Untersuchung und die sich daraus bei Bedarf ergebenden Kompensationsmaßnahmen (bspw. 
Nistkästen) sind mit der Unteren Naturschutzbehörde frühzeitig abzustimmen. 
Die Ergebnisse der jeweiligen artenschutzrechtlichen Betrachtungen sind der Unteren 
Naturschutzbehörde unaufgefordert vor der Genehmigung der Einzelbautätigkeit vorzulegen. 
 
 

9.0 Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum 
Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher 
Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 

9.1 Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 
 

Bei der Errichtung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind zum Schutz 
vor den Gewerbe- und Straßenverkehrsimmissionen die Außenbauteile einschließlich Fenster, 
Türen und Dächer entsprechend den Anforderungen der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau 
- Anforderungen und Nachweise“ vom Januar 2018 auszubilden. 
 
Die Anforderung an die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’W,ges der 
Außenbauteile1 von schutzbedürftigen Räumen ergibt sich unter Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Raumarten nach folgender Formel: 
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 R’W,ges = La - KRaumart 
 
Mit: 
La    Maßgeblicher Außenlärmpegel gemäß DIN 4109-2 
KRaumart = 25 dB   für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 
KRaumart = 30 dB  für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches 
KRaumart = 35 dB   für Büroräume und Ähnliches 
 
Mindestens einzuhalten sind: 
R’W,ges = 35 dB   für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 
R’W,ges = 30 dB   für Aufenthaltsräume, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, 

Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches 
 

Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und maßgeblichem Außenlärmpegel gemäß DIN 
41091 
 

 
 
Die Anforderung an die Außenbauteile ergibt sich aus den festgesetzten Lärmpegelbereichen 
nach DIN 4109. Der Nachweis dafür ist im Baugenehmigungsverfahren für die 
Gebäude/Fassaden, die in den gekennzeichneten Bereichen liegen zu erbringen.  
 
Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall geringere 
Außenlärmpegel an den Fassaden vorliegen (z.B. aufgrund einer geeigneten Gebäudestellung 
und hieraus entstehender Abschirmung) können die Anforderungen an die Schalldämmung der 
Außenbauteile entsprechend der Vorgaben der DIN 4109 reduziert werden. 
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Abbildung – Kennzeichnung Lärmpegelbereiche nach DIN 4109, Rechenhöhe 2,4 m über 
Gelände 

 
9.2 Lüftungseinrichtungen 
 

Für die Gebäude/Fassaden, sind in den für das Schlafen genutzten Räumen, schallgedämmte 
Lüftungselemente vorzusehen, wenn der notwendige Luftaustauschwährend der Nachtzeit 
nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann. 
Das Schalldämm-Maß R’W,res des gesamten Außenbauteils aus Wand/Dach, Fenster, 
Lüftungselement muss den Anforderungen der DIN 4109 entsprechen. Wird die Lüftung durch 
besondere Fensterkonstruktionen oder andere bauliche Maßnahmen sichergestellt, so darf ein 
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den Räumen bei 
mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten werden. 
Der Einbau von Lüftungseinrichtungen ist nicht erforderlich, soweit im 
Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass in der Nacht zwischen 2200 und 0600 Uhr 
ein Außenlärm-Beurteilungspegel von 50 dB(A) nicht überschritten wird oder der Schlafraum 
über eine lärmabgewandte Fassade belüftet werden kann. 

 
9.3  Außenwohnbereiche 

 
Zum Schutz vor dem Gewerbe- und Verkehrslärm sind für die Gebäude/Fassaden in den 
gekennzeichneten Bereichen Außenwohnbereiche (z.B. Loggien, Balkone, Terrassen) von 
Wohnungen, die nicht mit mindestens einem baulich verbundenen Außenwohnbereich zur 
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, nur mit entsprechenden Schallschutzmaßnahmen 
zulässig. Mögliche Maßnahmen sind u.a. verglaste Balkone/Loggien, Wintergärten oder 
abschirmende Elemente in Gärten. 
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Abbildung – Kennzeichnung Schutz der Außenwohnbereiche (orange: Pegelwerte tags > 62 
dB(A)), Rechenhöhe 2,4 m über Gelände 
 
Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall geringere 
Außenlärmpegel vorliegen (z.B. aufgrund einer geeigneten Gebäudestellung und hieraus 
entstehender Abschirmung) können die Anforderungen an den Schallschutz von 
Außenwohnebereichen reduziert werden. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schutterwald, den   

Martin Holschuh, Bürgermeister     
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Örtliche Bauvorschriften 
 
1.0 Dächer und Dachaufbauten (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
 
1.1 Dachform 

 
Die Dachform der Hauptgebäude und die jeweils zulässige Dachneigung sind durch Planeintrag 
festgesetzt. 
 
Flachdächer sind extensiv mit einer Mindestsubstratstärke von 10 cm zu begrünen. 

 
Für Garagen, Carports und sonstige baulichen Nebenanlagen sind nur extensiv begrünte 
Flachdächer mit einer Dachneigung von 0-4° oder Satteldächer, die die zulässige Dachneigung 
des Hauptgebäudes aufnehmen, mit jeweils mittiger Firstlage und beidseitig gleicher 
Dachneigung zulässig.  
 
Die Dächer von Doppelhaushälften sowie deren Garagen und Carports sind hinsichtlich der 
Dachform und der Dachneigung im Rahmen der im zeichnerischen Teil dargestellten 
Festsetzungen jeweils gleich zu gestalten.  

 
1.2 Dachaufbauten 
 
 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind zulässig. 
  

Dachaufbauten, die der Energiegewinnung dienen, sind zulässig und müssen entsprechend 
den Vorgaben der Klimaschutzgesetzgebung von Bund und Land ausgeführt werden. Die 
Anordnung von Aufbauten für Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solarthermischen Nutzung 
entbindet nicht von der vorgeschriebenen Dachbegrünung und darf deren 
Wasserrückhaltefunktion nicht beeinträchtigen.  

 
 Dachaufbauten, die der Energiegewinnung dienen, sind bei Flachdächern um das Maß ihrer 

Höhe ab Oberkante Attika von der Gebäudekante abzurücken.  
 

Photovoltaikmodule sind gemäß dem Stand der Technik reflexionsarm auszuführen.  
 
 
2.0 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

 
Die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke außerhalb der Baubereiche sind - mit 
Ausnahme von Zufahrten, Zugängen, zulässigen Stellplätzen sowie den zulässigen 
Nebenanlagen - als unversiegelte Grün-/Gartenfläche anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.  
Auf die Vorgaben des § 9 Abs. 1 LBO und des § 21a NatSchG wird verwiesen. 

 
Befestige Flächen und PKW-Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen wie 
Fugenpflaster, Rasengittersteinen, Rasenwabensteinen, Schotterrasen, Feinschotter aus 
kornabgestuftem Mineralgemisch, versickerungsfähigem Pflaster oder vergleichbaren 
Materialien zu befestigen, soweit deren Funktion dadurch nicht unzumutbar beeinträchtigt wird 
und eine Gefährdung des Grundwassers nicht zu befürchten ist. 

 
Einfriedungen 
Als Einfriedung sind ausschließlich Hecken/Sträucher sowie durchlässige Zäune 
(Metallgeflecht oder Holzlattenzäune mit mindestens 10 cm Bodenabstand) mit 
Heckenhinterpflanzung aus Laubgehölzen oder mit Rankpflanzen begrünt zulässig.   
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Im Bereich von Kreuzungen und Einmündungen sowie Ausfahrten in den öffentlichen 
Verkehrsraum ist die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu gewährleisten. In diesen 
Bereichen ist die Höhe von Einfriedungen auf max. 0,80 m begrenzt. Gemessen ab Hinterkante 
Gehweg. Falls ein Gehweg nicht vorhanden ist, bezieht sich die Höhe auf Oberkante 
Straßenmitte. 

 
 Aufschüttungen und Abgrabungen, Stützmauern 

Die Geländeverhältnisse zwischen Erschließungsstraße und Grundstück sind einander 
anzugleichen, ebenso die Geländeverhältnisse benachbarter Grundstücke.  
Höhenunterschiede sind durch Abböschungen und/oder Stützmauern auf dem eigenen 
Grundstück auszugleichen. 
Abtragungen und Aufschüttungen für andere Zwecke sind außerhalb der Baufenster unzulässig 

 
 
3.0 Stellplatzverpflichtung (§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 
 

Die Anzahl der nachzuweisenden notwendigen Stellplätze für Wohnungen von 60 m2 bis 75 m2 
wird auf 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit und für Wohnungen über 75 m2 auf 2,0 Stellplätze 
festgesetzt. Ergeben sich in der Summe der notwendigen Stellplätze Bruchteile, so wird die 
Zahl der Stellplätze aufgerundet. 

 
 
4.0  Niederspannungsfreileitungen (§ 74 Abs. 2 Nr. 5 LB) 

 
Niederspannungsfreileitungen sowie Kommunikationsfreileitungen sind, vorbehaltlich der 
Regelung in § 68 (3) Satz 2 und 3 Telekommunikationsgesetz (TKG), nicht zulässig. Die 
Leitungen sind erdverkabelt auszuführen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schutterwald, den   

Martin Holschuh, Bürgermeister  
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Hinweise 
 
1.0  Baufeldfreimachung 

Die Baufeldfreimachung und Rodung darf nur innerhalb der gesetzlich erlaubten Fristen (01. 
Oktober bis 28. Februar) durchgeführt werden. 

 
2.0 Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes/Erdaushub 

Auf die Bestimmungen der §§ 1a Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB), §§ 10 Nr. 3 und 74 
Abs. 3 Nr. 1 der Landesbauordnung (LBO) zur Vermeidung überschüssigen Bodenaushubs 
sowie insbesondere § 3 Abs. 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes LKreiWiG vom 17. 
Dezember 2020 wird hingewiesen: Bei der Ausweisung von Baugebieten sind neben den 
Abfallrechtsbehörden auch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen der 
Anhörung der Träger öffentlicher Belange gehalten, darauf hinzuwirken, dass ein 
Erdmassenausgleich durchgeführt wird. Dies soll insbesondere durch die Festlegung von 
erhöhten Straßen- und Gebäudeniveaus und Verwertung der durch die Bebauung zu 
erwartenden anfallenden Aushubmassen vor Ort erfolgen. In besonderem Maße gilt dies in 
Gebieten mit erhöhten Belastungen nach § 12 Absatz 10 der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordung. Für nicht verwendbare Aushubmassen sollen entsprechende 
Entsorgungsmöglichkeiten eingeplant werden. Bei der Planung und Ausführung von 
Baumaßnahmen und anderen Veränderungen der Erdoberfläche im Planungsgebiet ist deshalb 
auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten und jegliche 
Bodenbelastung auf das unvermeidbare Maß zu beschränken.  

 
Der Bodenaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet zur Geländegestaltung zu verwenden bzw. 
auf den einzelnen Baugrundstücken zu verwerten. Wir bitten um entsprechende Beachtung 
und Prüfung der Möglichkeiten.  
 

3.0  Bau- und Kunstdenkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege  
Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt 
werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen.  
Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder 
Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 – 
Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist.  
Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.  

 
4.0  Altlasten 

Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Geruchsemissionen (z.B. 
Mineralöle, Teer, ...) wahrgenommen, so ist umgehend das Landratsamt Ortenaukreis – Amt 
für Umweltschutz; Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz – zu unterrichten. 
Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzustellen. 

 
5.0 Immissionsschutz 

 Für die haustechnischen Anlagen (Luft-Wasser-Wärmepumpen, Be- und Entlüftungsanlage, 
etc.) gelten die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen der TA Lärm (Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm). Diese Anlagen emittieren tieffrequente Geräuschanteile, 
die insbesondere nachts im Wohnumfeld störend wirken können. Vom Bauherrn sind daher 
geeignete Standorte und Geräte nach dem Stand der Technik auszuwählen.  
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Der jeweilige Standort soll in maximalen Abstand zu schützenswerten Immissionsorten in der 
Nachbarschaft (Schlaf- und Wohnräume sowie Außenwohnbereiche wie Terrassen und 
Balkone) liegen. Zusätzliche Schallbelastungen – beispielsweise durch Reflexion an den 
Wänden und Böden - sind zu verhindern. Ein Schalldämmgehäuse ist mit in die Konzeption 
aufzunehmen und die Luft-Wasser-Wärmepumpe ist gegen den Untergrund (und ggf. gegen 
Wände) entkoppelt aufzustellen.  
 
Als Hilfestellung bei der Planung, Auswahl und Aufstellung der Geräte dient der „Leitfaden für 
die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI). 

 
Die von den aufgestellten haustechnischen Anlagen ausgehenden Geräuschemissionen dürfen 
am maßgeblichen Immissionsort die folgenden Werte nicht überschreiten:  

 
Maßgeblicher Immissionsort Beurteilungspegel 

 Tags (6:00 – 22:00 Uhr) Nachts (22:00 – 6:00 Uhr) 
Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 dB(A) 40dB(A) 

 
Hinweis: Der Messpunkt befindet sich hierbei 0,5 m außerhalb des geöffneten Fensters des 
vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes. 

 


